
GEMEINDE ARNSDORF 
 

Gemeinderat 
 
Beschluss-Nr.     
Öffentlichkeitsstatus der Vorlage: öffentlich Datum:  14.08.2025 

 
Amt: Bauamt Aktenkennzeichen:  
Abteilung: Hochbau   
Verfasser/in: Herr Marwitz 

 
Beratungsfolge Sitzung Termin Beratungsstatus 

Technischer Ausschuss 10. Sitzung 12.08.2025 
nichtöffentlich  
vorberatend 

Gemeinderat 12. Sitzung 27.08.2025 öffentlich beschließend 

 
Betreff: Vergabe von Planungsleistungen der Objektplanung-Freianlagen gemäß §§ 38 ff. 

HOAI für die Baumaßnahme Freianlagen im Arnsdorfer Schulkomplex (Flurstück 
Nr. 255/5), Stolpener Straße, 01477 Arnsdorf 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Arnsdorf stimmt der Vergabe von Planungsleistungen Ob-
jektplanung-Freianlagen gemäß §§ 38 ff. HOAI der Freianlagen zum Bauvorhaben im Schul-
komplex (Flurstück Nr. 255/5), Stolpener Straße, 01477 Arnsdorf zu.  
 
Die Verwaltung wir beauftragt die, Vergabe an die Firma  
 
   Bauplanung Bautzen GmbH 

Kirchplatz 4 
02625 Bautzen  

 
in Höhe von   38.960,17 € 39.353,70 € brutto durchzuführen. 
 
Begründung: 
Der Landkreis Bautzen hat im Zuge der Baumaßnahme „Abbruch Gebäudebestand und Er-
satzneubau 2-zügige Oberschule in Arnsdorf“ eine Ausschreibung für Planungsleistung im 
VgV-Verfahren (Vergabe von Aufträgen oberhalb der EU-Schwellenwerte, die nicht unter an-
dere spezialisierte Vergabeordnungen fallen) durchgeführt, welches jedoch kein verwertbares 
Ergebnis einbrachte. 
 
Aus den Bewerbern des VgV-Verfahrens wurden in einem 2. Vergabeverfahren das Pla-
nungsbüro Bauplanung Bautzen GmbH aus Bautzen und das Planungsbüro Lunze Architek-
ten aus Radeberg zur Objektplanung angefragt. In dem 2. Vergabeverfahren wurde gemäß 
beigefügter Vergabedokumentation des Landkreis Bautzen das Planungsbüro Bauplanung 
Bautzen GmbH aus Bautzen mit der Objektplanung beauftragt. Hierzu wird auf die beige-
fügte Anlage 6 (Auswertung Angebote Planungsleistung zur Freianlagen), Anlage 7 (Bewer-
tungskriterien Planungsleistung) und Anlage 8 (Bericht zur Angebotsöffnung) verwiesen.  
 
Im Rahmen der Baumaßnahme ist die Erneuerung der Freianlagen im Bereich der Oberschule 
geplant. Entsprechend den künftigen Grundstückseigentümern sollen die Planungs- und Bau-
leistungen der auszuführenden Teilbereiche im Auftrag des künftigen Grundstückseigentü-
mers realisiert werden. 



 
Der Auftrag der Gemeinde enthält folgende Flächen siehe Lageplan:  
Bereich durchgehende Straße (cyan) 
Parkfläche vor Grundschul-Sporthalle (blau) 
Grundstückseigentümer dieser Flächen bleibt künftig die Gemeinde Arnsdorf.  
 
Der Auftrag des Landkreises enthält folgende Flächen:  
Bereich Fahrradstellplätze (hellgrün)  
Parkfläche vor Oberschul-Sporthalle (grün) 
Grundstückseigentümer dieser Flächen ist künftig der Landkreis Bautzen.  
 

 

 
Da eine nachträgliche Vergabe der Planungsleistung durch die Gemeinde Arnsdorf in jeder 
Hinsicht nachteilig ist, werden Teilleistungen aus dem bereits geschlossenen Ingenieurvertrag 
zwischen dem Landkreis Bautzen und der Bauplanung Bautzen GmbH herausgelöst und von 
der Gemeinde Arnsdorf beauftragt.  
 
finanzielle Auswirkung: 

 Grundlage zur Honorarermittlung nach HOAI 2021 § 40 Abs. 1  
Freianlagen, Honorarzone 4, ist die Kostenberechnung nach  
Leistungsphase 3 vom 09.05.2025 06.08.2025 

 Anrechenbare Kosten aus Kostengruppe 500 135.280,84 € netto 
 Anrechenbare Kosten aus Kostengruppe 500 135.280,83 € netto 
 Nächstniedriger Tabellenwert lt. HOAI 125.000,00 € netto 
 Nächsthöchster Tabellenwert lt. HOAI 150.000,00 € netto 
 Basishonorarsatz 30.999,00 € netto 
 Oberer Honorarsatz: 36.166,00 € netto 
 Interpoliertes Honorar (Berechnung des Honorars, das zwischen  

den Werten liegt, die in den Honorartabellen der HOAI für be- 
stimmte Kosten- oder Flächenbereiche angegeben sind): 33.123,84 € netto 

 vereinbartes Honorar: 32.742,92 € netto 



geplantes Honorar inkl. 1% Abschlag, inkl. 1% Nebenkosten
und inkl. 19%Ust:
geplantes Honorar inkl. 1% Nebenkosten
und inkl. 19%Ust.:

38.960,17 € brutto

39.353,70 € brutto

Deckung aus der Gesamtausgabe aus den folgenden Produkten und Sachkonten:

Produkt: Sachkonto/nflaßnahme: Budget:
11.13.08.02 BAU00002 47.000,00 €
Auszahlung Vorschuss aus Projektförderung (bis 100% der För-
dersumme möglich) 145.712,53 €

Restdeckung aus:
11.13.08.03 42 11 00
11.13.08.09 42 11 00

Abstimmergebnis: Soll: 16+BM Ist:
Ja-Stimmen Nein-Stimmen Stimmenenthaltung

FsolFrank

Bürgermeister
Signum:

/

^
\Anlagen

Anlage 1: Aufgabenstellung Aufgabenbeschreibung für den HOAI-Vertrag Objektpla-
nung Freianlagen zum v. g. Bauvorhaben
Anlage 2: Vertrag nach HOAI 2021 - Objektplanung - Freianlagen
Anlage 3: Allgemeine Vertragsbestimmungen - AVB - zu den Verträgen für freiberuflich
Tätige
Anlage 4: Teilleistungstabelle Objektplanung Freianlagen
Anlage 5: Honorarberechnung Freianlagen der Gemeinde
Anlage 6: Auswertung Angebote Planungsleistung zur Freianlage
Anlage 7: Bewertungskriterien Planungsleistung
Anlage 8: Bericht zur Angebotseröffnung
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Allgemeine Vertragsbestimmungen - AVB - 

zu den Verträgen für freiberuflich Tätige 

 

Inhaltsverzeichnis: 

 

§ 1      Allgemeine Pflichten des Auftragnehmers 

§ 2      Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten 

§ 3      Vertretung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer 

§ 4      Herausgabeanspruch des Auftraggebers  

§ 5      Urheberrecht 

§ 6 Öffentlichkeitsarbeit 

§ 7 Behandlung von Unterlagen 

§ 8  Leistungsverzögerungen 

§ 9 Abnahme 

§ 10 Vergütung 

§ 11 Abrechnung 

§ 12 Zahlungen 

§ 13     Kündigung durch den Auftraggeber 

§ 14  Kündigung durch den Auftragnehmer 

§ 15 Haftung und Verjährung 

§ 16    Haftpflichtversicherung 

§ 17    Erfüllungsort, Streitigkeiten, Gerichtsstand 

§ 18    Arbeitsgemeinschaft 

§ 19    Anwendbares Recht, Schriftform, Sprache 
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§ 1 

Allgemeine Pflichten des Auftragnehmers 

1.1. Die Leistungen müssen den allgemein anerkannten Regeln der Technik, dem Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit einschließlich der Grundsätze und Voraussetzungen für einen späteren 
wirtschaftlichen Betrieb des Bauwerks/ der baulichen Anlage sowie den öffentlich-rechtlichen 
Bestimmungen entsprechen.  

1.2. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, sämtliche erforderliche Leistungen und Tätigkeiten zur 
Herbeiführung des vertraglich geschuldeten Erfolges auszuführen. Die im Rahmen von Pro-
jektbesprechungen und sonstigen Beratungen getroffenen Festlegungen gelten als Aufga-
benstellung des Auftraggebers und sind entsprechend umzusetzen. 

1.3. Der Auftragnehmer hat die gesetzlichen Bestimmungen und die Verwaltungsvorschriften für 
das öffentliche Bauwesen in der jeweils geltenden Fassung zu beachten; insbesondere: 

- die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen - VOB - 

- die Verdingungsordnung für Leistungen (ausgenommen Bauleistungen) - VOL - 

- das Vergabe- und Vertragshandbuch für die Baumaßnahmen des Bundes (VHB) 

- Sächsische Landkreisordnung i.V.m. der Sächsischer Gemeindeordnung sowie der 
kommunalen Haushaltsordnung 

- Sächsisches Vergabegesetz (SächsVergabeG)  

- Sächsische Haushaltordnung (SäHO) und  ihre Verwaltungsvorschriften des Sächsischen 
Staatsministeriums der Finanzen (Vorl.VwV-SäHO) 

- den Vierten Teil des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 

- die Verordnung für die Vergabe öffentlicher Aufträge (VgV) 

- Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) 

- Technische Regeln für Arbeitsstätten (ASR) 

- Sächsisches Versammlungsstättenverordnung (SächsVStättVO) 

- Sächsische Schulbaurichtlinie (SächsSchulBauR) 

- die Energieeinsparverordnung (EnEV) in der aktuellen Fassung 

- die VwV Energieeffizienz des Freistaates Sachsen in der aktuellen Fassung 

- die für die jeweils zu bearbeitende Anlagengruppe zutreffenden AMEV-Richtlinien in der 
jeweils gültigen Fassung 

Die Leistungsanforderungen an den Auftragnehmer werden durch die Sach- und Fachkunde 
des Auftraggebers nicht gemindert. 

1.4. Als Sachwalter seines Auftraggebers darf der Auftragnehmer keine Unternehmer- oder Lie-
feranteninteressen vertreten. Er hat gemäß seinem Berufs- und Standesrecht im Rahmen 
des Vertrages ihm mit übertragene Vermögensbetreuungspflichten ausschließlich für den 
Auftraggeber wahrzunehmen. 

1.5. Weder der Auftragnehmer noch eine ihm angehörige oder wirtschaftlich verbundene Perso-
nen dürfen in einem von ihm vertragsgemäß betreuten Vergabeverfahren für einen Bewer-
ber oder Bieter tätig sein, es sei denn, dass dadurch für den Auftragnehmer kein Interes-
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senskonflikt besteht oder sich die Tätigkeiten nicht auf die Entscheidungen im Vergabever-
fahren auswirken. 

1.6. Der Auftragnehmer hat die ihm übertragenen Leistungen mit seinem eigenen Büro zu erbrin-
gen. Nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers ist eine Unterbeauftra-
gung an Nachunternehmer zulässig. 

1.6.1. Die für die Erbringung der Leistungen Benannten müssen eine abgeschlossene Fachausbil-
dung als Dipl.-Ing. TH/ FH bzw. Bachelor/Master an Universitäten oder Fachhochschulen 
oder eine vergleichbare Berufserfahrung aufweisen, sie dürfen sich durch entsprechend qua-
lifizierte vertreten lassen. 

Für die Objektüberwachung ist zusätzlich eine angemessene Baustellenpraxis von mindes-
tens 3 Jahren Voraussetzung. Ausnahmen bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustim-
mung des Auftraggebers. 

1.6.2. Der Auftraggeber ist berechtigt, vom Auftragnehmer die Auswechslung eines Mitarbeiters zu 
verlangen, wenn das Vertrauensverhältnis aus vom Mitarbeiter zu vertretenden Gründen ge-
stört ist. Der Auftraggeber kann darüber hinaus eine Ergänzung des Personals durch geeig-
nete Fachleute verlangen, wenn die eingesetzten Mitarbeiter nicht in ausreichendem Maße 
eine rechtzeitige Planung oder einen störungsfreien Bauablauf gewährleisten. 

1.6.3. Entsprechen die Leistungen des Nachunternehmers trotz Beanstandung durch den Auftrag-
geber nicht den vertraglichen Anforderungen, kann der Auftraggeber seine Zustimmung zur 
Beauftragung widerrufen mit der Folge, dass der Auftragnehmer die Leistung des Nachun-
ternehmers selbst übernehmen muss oder mit Zustimmung des Auftraggebers einen ande-
ren Nachunternehmer mit der Leistung beauftragt. 

1.7. Der Auftragnehmer hat sich rechtzeitig zu vergewissern, ob seiner Planung öffentlich-
rechtliche Vorschriften entgegenstehen. 

§ 2 

Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auftragnehmer und anderen fachlich 

Beteiligen 

2.1. Weisungsbefugt gegenüber dem Auftragnehmer ist nur die mit der Vertragsdurchführung 
betraute Stelle des Auftraggebers. 

2.2. Auftraggeber und Auftragnehmer wirken mit den fachlich Beteiligten und den beauftragten 
Unternehmen vertrauensvoll zusammen, um die vereinbarten Projektziele zu realisieren. 

2.3. Der Auftraggeber unterrichtet den Auftragnehmer über die Leistungen, die die von ihm be-
auftragten fachlich Beteiligten zu erbringen haben und übermittelt ihm die mit ihnen auf der 
Grundlage des Ablaufplans vereinbarten Termine. 

2.4. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber jeweils zeitnah umfassend über den Stand der 
Planung und die planerischen Alternativen zur Realisierung der vereinbarten Projektziele zu 
unterrichten, Auskunft über den vorgesehenen Bauablauf zu erteilen, sich mit ihm zu beraten 
und sich an den Vorgaben und Weisungen des Auftraggebers auszurichten.  

2.5. Der Auftragnehmer ist gegenüber dem Auftraggeber verpflichtet, jederzeit Auskunft zu ertei-
len und Einblick in seine Unterlage zu gewähren. Planungen einschließlich deren Änderun-
gen sind mit dem Auftraggeber vor deren Durchführung abzustimmen. Der Auftragnehmer ist 
verpflichtet, an allen für die ordnungsgemäße Ausführung des Auftrages erforderlichen Bera-
tungen teilzunehmen. 

2.6. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber, den anderen fachlich Beteiligten und 
dem ggf. beauftragten Projektsteuerer die notwendigen Angaben und Unterlagen so recht-
zeitig zu liefern, dass diese ihre Leistungen ordnungsgemäß erbringen können.  
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2.7. Der Auftraggeber hat zu den vom Auftragnehmer vorgeschlagenen planerischen Lösungen 
die im Rahmen der jeweiligen Leistungsstufe notwendigen Entscheidungen in angemesse-
ner Frist zu treffen. Er nimmt bei der Anberaumung von Besprechungen Rücksicht auf die 
Arbeitsdispositionen des Auftragnehmers. Über Verzögerungen in der Entscheidungsfindung 
hat der Auftraggeber den Auftragnehmer zu unterrichten.  

2.8. Wird erkennbar, dass die Vertragsziele voraussichtlich nicht erreicht werden können, ist der 
Auftragnehmer verpflichtet, dies unverzüglich schriftlich dem Auftraggeber anzuzeigen und 
Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen.  

2.9. Verzögert sich der Projektablauf, ist der Auftragnehmer verpflichtet, dies unverzüglich schrift-
lich dem Auftraggeber anzuzeigen. 

2.10. Wenn während der Ausführung der Leistungen Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten auftreten, hat der Auftragnehmer unverzüg-
lich schriftlich die Entscheidung des Auftraggebers herbeizuführen.  

2.11. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber unverzüglich über Umstände zu unterrichten, aus 
denen sich Ansprüche gegen mit der Ausführung beauftragte Unternehmen oder gegen 
fachlich Beteiligte bzw. gegen ihn selbst ergeben können. Der Auftragnehmer hat den Auf-
traggeber bei der Geltendmachung seiner Ansprüche gegen Dritte zu unterstützen; die Gel-
tendmachung erfolgt durch den Auftraggeber.  

2.12. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Anforderung über seine Leistungen unverzüg-
lich und ohne besondere Vergütung schriftliche Stellungnahmen abzugeben, bis das Rech-
nungsprüfungsverfahren bzw. die Prüfung des Verwendungsnachweises für die Baumaß-
nahme für abgeschlossen erklärt ist.  

2.13. Der Auftragnehmer hat seine Leistungen nach den Anordnungen und Anregungen des Auf-
traggebers zu erfüllen und etwaige Bedenken hiergegen dem Auftraggeber unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. Er hat seine vereinbarten Leistungen vor ihrer endgültigen Ausarbei-
tung mit dem Auftraggeber und den anderen fachlich Beteiligten abzustimmen. 

2.14. Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Leistungen einzustellen. 

§ 3 

Vertretung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer 

3.1. Der Auftragnehmer ist im Rahmen seiner Objektüberwachungspflichten berechtigt und ver-
pflichtet, die ausführenden Unternehmen zur vertragsgemäßen Ausführung ihrer Leistungen 
anzuhalten und ihnen gegenüber die Anordnungen zu treffen, die zur vertragsgemäßen Aus-
führung ihrer Leistungen erforderlich sind.  

Der Auftragnehmer darf keine Anordnungen treffen, die zusätzliche Vergütungsansprüche 
der ausführenden Unternehmen begründen können, es sei denn, er hat zuvor die Zustim-
mung des Auftraggebers in Textform eingeholt; seine Anordnungsbefugnis zur Aufrechter-
haltung des ordnungsgemäßen Baubetriebs bleibt davon unberührt.  

3.2. Über Nummer 3.1 hinaus hat der Auftragnehmer keine Befugnisse, finanzielle Verpflichtun-
gen für den Auftraggeber einzugehen. Dies gilt insbesondere für den Abschluss, die Ände-
rung und Ergänzung von Verträgen sowie für die Vereinbarung neuer Preise. 

§ 4 

Herausgabeanspruch des Auftraggebers 

4.1. Die von dem Auftragnehmer zur Erfüllung des Vertrages angefertigten Unterlagen sind an 
den Auftraggeber herauszugeben; sie werden dessen Eigentum.  
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4.2. Die dem Auftragnehmer überlassenen Unterlagen sind dem Auftraggeber unverzüglich nach 
Erfüllung oder Beendigung seines Vertrages zurückzugeben. Zurückbehaltungsrechte, die 
nicht auf diesem Vertragsverhältnis beruhen, sind ausgeschlossen. 

4.3. Auf Anforderung des Auftraggebers hat der Auftragnehmer die vom Auftraggeber digital zur 
Verfügung gestellten Daten in seinem DV-System zu löschen. 

§ 5 

Urheberrecht 

5.1. Soweit die vom Auftragnehmer gefertigten Unterlagen und das ausgeführte Werk ganz oder 
in Teilen urheberrechtlich geschützt sind, bestimmen sich die Rechte des Auftraggebers auf 
Nutzung, Änderung und Veröffentlichung dieser Werke nach den Nummern 5.1.1 bis 5.1.4. 

Als Werke der Baukunst im Sinne des Urheberrechtsgesetzes sind solche Unterlagen und 
Bauwerke anzusehen, die eine persönliche, geistige Schöpfung des Auftragnehmers darstel-
len und einen so hohen Grad an individueller ästhetischer Gestaltungskraft aufweisen, dass 
sie aus der Masse des alltäglichen Bauschaffens herausragen.  

Gegen fachliche Weisungen des Auftraggebers kann der Auftragnehmer nicht einwenden, 
dass die von ihm im Rahmen des Auftrages erstellten Pläne und Unterlagen seinem Urhe-
berrecht unterliegen. 

5.1.1. Der Auftraggeber darf die Unterlagen für die im Vertrag genannte Baumaßnahme und das 
ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des Auftragnehmers nutzen. Die Unterlagen dürfen auch 
für eine etwaige Wiederherstellung des ausgeführten Werks benutzt werden. 

5.1.2. Der Auftraggeber darf die Unterlagen sowie das ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des 
Auftragnehmers ändern, wenn die vom Auftraggeber vorzunehmende Interessenabwägung 
im Einzelfall ergeben hat, dass das Schutzinteresse des Auftragnehmers hinter dem Ge-
brauchsinteresse des Auftraggebers zurücktreten muss. In diesem Fall wird der Auftragge-
ber den Auftragnehmer über das Vorhaben unterrichten und ihm Gelegenheit geben, inner-
halb einer vom Auftraggeber bestimmten angemessenen Zeit mitzuteilen, ob und in welcher 
Weise er mit einer Änderung einverstanden ist. 

5.1.3. Müssen am ausgeführten Werk Mängel, die insbesondere eine Gefahr für die Sicherheit 
darstellen oder die Nutzung des Gebäudes beeinträchtigen und die nicht ohne eine Ände-
rung des ursprünglichen Werkes behoben werden können, beseitigt werden, kann der Auf-
traggeber das ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des Auftragnehmers ändern. Nummer 
5.1.2. Satz 1 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Gebrauchsinteres-
ses des Auftraggebers das Interesse des Auftraggebers an einer mangelfreien Werkausfüh-
rung tritt. Soweit möglich, wird er den Urheber vor Ausführung hören. 

5.1.4. Der Auftraggeber hat das Recht zur Veröffentlichung unter Namensangabe des Auftragneh-
mers. Das Veröffentlichungsrecht des Auftragnehmers unterliegt der vorherigen schriftlichen 
Zustimmung des Auftraggebers, wenn Geheimhaltungs- bzw. Sicherheitsinteressen oder 
sonstige besondere Belange des Auftraggebers durch die Veröffentlichung berührt werden. 

5.2. Liegen die Voraussetzungen von Nummer 5.1 nicht vor, darf der Auftraggeber die Unterla-
gen für die im Vertrag genannte Baumaßnahme ohne Mitwirkung des Auftragnehmers nut-
zen und ändern; dasselbe gilt auch für das ausgeführte Werk. Der Auftraggeber hat das 
Recht zur Veröffentlichung unter Namensangabe des Auftragnehmers. 

Das Veröffentlichungsrecht des Auftragnehmers unterliegt der vorherigen schriftlichen Zu-
stimmung des Auftraggebers. 

Die Planungs- und Kostendaten der Baumaßnahme dürfen vom Auftragnehmer nicht an Drit-
te weitergegeben werden; Nummer 2.6 bleibt davon unberührt. 
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5.3. Der Auftraggeber kann seine vorgenannten Rechte auf den jeweiligen zur Verfügung über 
das Grundstück Berechtigten übertragen. 

§ 6 

Öffentlichkeitsarbeit 

6.1. Der Auftragnehmer hat die ihm im Rahmen der Baudurchführung bekannt gewordenen Vor-
gänge, Informationen und Unterlagen vertraulich zu behandeln. Diese Pflicht besteht auch 
nach Beendigung aller Leistungen unbegrenzt fort. 

Der Auftragnehmer hat Personen, die er mit der Erfüllung der Vertragspflichten beauftragt, 
zur Verschwiegenheit im Sinne von Nummer 6.1 Satz 1 und 2 zu verpflichten. 

6.2. Daten und Auskünfte über die Baumaßnahme darf der Auftragnehmer Dritten nur mit vorhe-
riger Zustimmung des Auftraggebers weitergeben; § 2 Nummer 2.6 und § 5 Nummer 5.2 
bleiben davon unberührt. Anfragen der Medien hat er an den Auftraggeber weiter zu leiten. 

§ 7 

Behandlung von Unterlagen 

7.1. Der Auftragnehmer hat Zeichnungen, Beschreibungen, Berechnungen und sonstige Unterla-
gen DIN-gemäß zu erstellen, aufeinander abzustimmen und sachlich in sich schlüssig dem 
Auftraggeber vorzulegen.  

7.2. Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass seine Arbeitsergebnisse über die DV-Anlagen 
des Auftraggebers und der übrigen fachlich Beteiligten ausgetauscht werden können. 

Auf Aufforderung des Auftraggebers oder auf Wunsch des Auftragnehmers ist zur Prüfung 
der Kompatibilität der DV-Systeme der Datenaustausch zwischen Auftraggeber und Auftrag-
nehmer praktisch zu testen. 

Alle Pläne und Planinhalte sind nach Vorgabe durch den Auftraggeber einheitlich zu kodie-
ren; der Auftragnehmer erarbeitet hierzu Vorschläge, für deren Umsetzung es der Zustim-
mung des Auftraggebers bedarf. 

7.3. Der Auftragnehmer unterzeichnet die von ihm gefertigten Unterlagen als „Verfasser“.  

Der Auftragnehmer hat die Planungsunterlagen, soweit ein Baugenehmigungsverfahren 
durchgeführt wird, als ‚Entwurfsverfasser und in allen anderen Fällen (Zustimmungsverfah-
ren, Kenntnisgabe) als Planverfasser zu unterzeichnen. 

§ 8 

Leistungsverzögerungen 

8.1. Der Auftraggeber ist berechtigt, den Auftragnehmer zur vertragsgerechten Leistungserbrin-
gung anzuhalten und Anordnungen zu treffen, wenn der Auftragnehmer seine Tätigkeiten 
nicht zeitgerecht aufnimmt oder fortführt.  

Verzögert der Auftragnehmer eine Leistung, für die keine Vertragsfrist besteht, kann ihm der 
Auftraggeber eine angemessene Frist zur Leistungserbringung setzen. Hält der Auftragneh-
mer diese Frist nicht für angemessen, hat er unverzüglich zu widersprechen und dem Auf-
traggeber den aus seiner Sicht erforderlichen Zeitraum für die Leistungserbringung unter 
Beachtung der Vertragsfristen zu benennen; der Auftraggeber entscheidet unter Würdigung 
der vom Auftragnehmer genannten benötigten Zeitdauer.  

8.2. Verzögert sich die Leistung eines fachlich Beteiligten oder eine Entscheidung des Auftrag-
gebers, kann der Auftraggeber im Rahmen des Zumutbaren Beschleunigungsmaßnahmen 
anordnen.  
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Können Vertragsfristen aus unabweisbaren Gründen nicht eingehalten werden, gibt der Auf-
traggeber neue Fristen vor, die die objektiv eingetretenen Terminverzögerungen berücksich-
tigen.  

Vor Anordnung von Beschleunigungsmaßnahmen oder der Festlegung von neuen Terminen 
oder Fristen hört der Auftraggeber den Auftragnehmer an und berücksichtigt seine Leis-
tungsfähigkeit.  

8.3. Der Auftragnehmer hat Anspruch auf Verlängerung von Vertragsfristen, wenn er bei der 
Erbringung seiner Leistung durch einen Umstand aus dem Risikobereich des Auftraggebers 
oder durch höhere Gewalt oder andere für den Auftragnehmer unabwendbare Umstände 
behindert wird.  

Behinderungen hat er unverzüglich anzuzeigen. Unterlässt er diese Anzeige, obwohl ihm 
das nach den Umständen möglich gewesen wäre, hat er nur dann Anspruch auf Berücksich-
tigung behindernder Umstände, wenn dem Auftraggeber die entsprechenden Tatsachen und 
ihre hindernde Wirkung bekannt waren oder er diese hätte kennen müssen.  

§ 9 

Abnahme 

9.1. Der Auftraggeber nimmt die Leistungen des Auftragnehmers nach Erbringung der letzten 
beauftragten Leistungsstufe ab; Voraussetzung ist, dass die Leistungen abnahmefähig fertig 
gestellt sind und keine wesentlichen Mängel erkennen lassen.  

Erstreckt sich die Weiterbeauftragung auf die Objektbetreuung, findet nach Abnahme der 
letzten Leistung des bausführenden Unternehmens oder der bauausführenden Unternehmer 
eine Teilabnahme statt. 

Nach Erbringung der Leistungsstufe 1 kann auf Antrag einer Vertragspartei eine Teilabnah-
me erfolgen. 

Sonstige Teilabnahmen finden nicht statt.  

9.2. Die Abnahme hat gemeinsam und förmlich zu erfolgen. Das Ergebnis der Abnahme ist in 
einem gemeinsamen Protokoll festzuhalten; im Protokoll sind vorhandene Mängel festzustel-
len und die vertraglichen Erfüllungsansprüche vorzubehalten.  

Erfolgt keine förmliche Abnahme, so hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber nach Fertig-
stellung des Werkes eine angemessenen Frist (8 Wochen) zur Abnahme zu setzen. Hat der 
Auftraggeber nicht innerhalb dieser Frist die Abnahme auf Grund eines Mangels verweigert, 
gilt das Werk als abgenommen.  

§ 10 

Vergütung 

10.1. Alle Vergütungsregelungen sind vor Beginn der Leistungen schriftlich zu vereinbaren.  

10.2. Notwendige Überarbeitungen der Leistungsergebnisse bei unveränderten Zielvorgaben und 
bei nur unwesentlich veränderten Forderungen des Auftraggebers begründen keinen An-
spruch auf zusätzliche Vergütung. 

10.3. Ändert der Auftraggeber die vereinbarten Qualitäts-, Kosten- und Terminvorgaben nach Ab-
schluss der Entwurfsplanung und muss deshalb die Vor- oder Entwurfsplanung nach ver-
schiedenen Anforderungen neu gefertigt werden, kann eine zusätzliche Vergütung verein-
bart werden.  

10.4. Verlängert sich die Bauzeit aus Gründen, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, we-
sentlich und entstehen ihm dadurch erhebliche Mehraufwendungen für die Objekt-
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/Bauüberwachung, kann dafür eine zusätzliche Vergütung vereinbart werden, wenn die 
Überschreitung mehr als 20 v.H. der festgelegten Bauzeit, oder mehr als 6 Monate beträgt. 
Der Auftragnehmer hat seinen Mehraufwand im Einzelnen nachzuweisen und darzulegen.  

Im Übrigen begründen Veränderungen der festgelegten Termine allein keinen Anspruch auf 
Erhöhung des Honorars.  

10.5. Zeithonorare sind auf der Grundlage der im Vertrag festgelegten Stundensätze durch Vo-
rausschätzung des Zeitbedarfs als Fest- oder Höchstbetrag zu berechnen. Ist eine Voraus-
schätzung des Zeitbedarfs nicht möglich, so sind die Honorare nach dem nachgewiesenen 
Zeitbedarf auf der Grundlage der vereinbarten Stundensätze zu berechnen.  

10.5.1. Der Auftragnehmer hat die erbrachten Stunden durch qualifizierte, die Leistung genau be-
zeichnende Stundenbelege nachzuweisen. Die Stundenbelege mit Angabe der Bearbeiter 
sind dem Auftraggeber wöchentlich zur Gegenzeichnung zuzuleiten.  

Unterlässt der Auftragnehmer eine fristgerechte Einreichung, hat er daraus resultierende 
Mehraufwendungen des Auftraggebers bei der Prüfung, z. B. durch die Einschaltung eines 
sachverständigen Dritten zur Leistungsbewertung, zu tragen.  

10.5.2. Mit der Unterzeichnung von Stundenzetteln erkennt der Auftraggeber die Leistungen nach 
Art und Umfang der aufgelisteten Stunden an. Die Prüfung des Vergütungsanspruchs dem 
Grund und der Höhe nach bleibt davon unberührt.  

10.6. Für die Erteilung von Auskünften über eigene Leistungen im Zuge der Rechnungsprüfung 
erhält der Auftragnehmer keine zusätzliche Vergütung.  

10.7. Nachforderungen nach erteilter (Teil-)Schlussrechnung sind ausgeschlossen, es sei denn, 
der Auftraggeber durfte aufgrund besonderer Umstände nicht davon ausgehen, dass der 
Auftragnehmer mit der (Teil-) Schlussrechnung eine endgültige Bewertung seiner Leistungen 
vorgenommen hat.  

§ 11 

Abrechnung 

11.1. Sobald die vereinbarten Leistungen insgesamt vertragsgemäß erbracht und abgenommen 
sind, hat der Auftragnehmer sie prüffähig abzurechnen (Schlussrechnung).  

Er hat die Schlussrechnung übersichtlich aufzustellen und dabei die Reihenfolge der Leis-
tungspositionen gemäß der Gliederungsstruktur der Anlage zu den Spezifischen Leistungs-
pflichten und den Vergütungsregelungen (Honorar, Nebenkosten, Umsatzsteuer) des Ver-
trages in der Schlussrechnung einzuhalten und die in den Vertragsbestandteilen enthaltenen 
Bezeichnungen zu verwenden. Die zum Nachweis von Art und Umfang der vertragsgemäß 
erbrachten Leistungen erforderlichen Unterlagen sind der Rechnung beizufügen.  

Änderungen und Ergänzungen des Vertrags sind in der Schlussrechnung besonders kennt-
lich zu machen und auf Verlangen des Auftraggebers getrennt abzurechnen.  

11.2. Die Schlussrechnung muss innerhalb von sechs Wochen nach vertragsgemäßer Erbringung 
der letzten Leistung eingereicht werden.  

Reicht der Auftragnehmer eine prüffähige Schlussrechnung nicht ein, obwohl ihm der Auf-
traggeber nach Ablauf dieser Frist dafür eine angemessene Nachfrist gesetzt hat, so kann 
der Auftraggeber die Schlussrechnung selbst auf Kosten des Auftragnehmers aufstellen. Die 
Ersatzschlussrechnung begründet dann ebenfalls die Fälligkeit der Vergütungsforderung des 
Auftragnehmers.  

 

 



  AVB 05_2018          Anlage 1  

 Seite 9 von 13 

§ 12 

Zahlungen 

12.1. Auf Antrag des Auftragnehmers werden Abschlagszahlungen für die nachgewiesenen ver-
tragsgemäßen Leistungen und Nebenkosten einschließlich des darauf entfallenden bzw. da-
zu ausgewiesenen Umsatzsteuerbetrages gewährt. Die Forderungsaufstellung (Abschlags-
rechnung) muss prüffähig sein. 

Sind die erbrachten Leistungen nicht vertragsgemäß und weisen wesentliche Mängeln auf, 
kann der Auftraggeber die Zahlung eines angemessenen Teils der Abschlagszahlung ver-
weigern. Als angemessen wird das Doppelte der für die Beseitigung des Mangels erforderli-
chen Kosten vereinbart. 

Auf Wunsch einer Vertragspartei kann ein Zahlungsplan vereinbart werden; zu den einzel-
nen Zahlungsterminen hat der Auftragnehmer jeweils eine prüffähige Abschlagsrechnung 
vorzulegen. Erfolgt zum einzelnen Zahlungstermin keine Abschlagsrechnung, so ist der Auf-
traggeber berechtigt, nach erfolgloser, angemessener, kurzer Nachfristsetzung für die Ab-
schlagszahlung eine Ersatzabschlagsrechnung zu erstellen.  

Abschlagszahlungen werden 18 Werktage nach Zugang der prüffähigen Abschlagsrechnung 
bzw. der Versendung der Ersatzabschlagsrechnung fällig.  

Als Sicherheit kann sich der Auftraggeber von jeder Zahlung jeweils 5 v.H. bis zu einer Höhe 
von 5 v.H. des tatsächlichen Gesamthonorars einbehalten. Der Auftragnehmer kann statt-
dessen auch eine Bankbürgschaft stellen.  

12.2. Wird nach Annahme der Teil- / Schlusszahlung festgestellt, dass die Vergütung abweichend 
vom Vertrag oder aufgrund unzutreffender anrechenbarer Kosten ermittelt wurde, so ist die 
Abrechnung zu berichtigen. Auftraggeber und Auftragnehmer sind verpflichtet, die sich da-
nach ergebenden Beträge zu erstatten. Sie können sich nicht auf einen etwaigen Wegfall der 
Bereicherung (§ 818 Absatz 3 BGB) berufen. 

Die Ausgaben des Auftraggebers unterliegen der Rechnungsprüfung durch den Rechnungs-
hof. Die Rechnungsprüfung kann auch erst nach Ablauf mehrerer Jahre durchgeführt wer-
den. Die gesetzliche Verjährungsfrist (§ 195 BGB) von Ansprüchen des Auftraggebers we-
gen Überzahlung des Auftragnehmers von Ansprüchen aus ungerechtfertigter Bereicherung 
wegen insoweit festgestellter ungerechtfertigter Zahlungen bzw. Überzahlungen beginnt mit 
der Kenntnis des Auftraggebers vom Ergebnis der Rechnungsprüfung, es sei denn, der Auf-
traggeber hatte bereits zuvor von der Überzahlung Kenntnis oder seine Unkenntnis war grob 
fahrlässig; § 199 Absatz 4 BGB bleibt unberührt. Der Auftragnehmer muss bis zum Ablauf 
der Verjährungsfrist damit rechnen, dass er auf Erstattung dieser ungerechtfertigt gezahlten 
Beträge in Anspruch genommen wird.  

12.3. Im Falle der Überzahlung hat der Auftragnehmer den überzahlten Betrag zu erstatten. Leis-
tet er innerhalb von 14 Kalendertagen nach Zugang des Rückforderungsschreibens nicht, 
befindet er sich mit seiner Zahlungsverpflichtung in Verzug und hat Verzugszinsen in Höhe 
von 8 v.H. über dem Basiszinssatz des § 247 BGB zu zahlen.  

12.4. Unter Verzicht auf das Erfordernis der Gegenseitigkeit nach § 387 BGB willigt der Auftrag-
nehmer ein, dass vertragliche und steuerliche Forderungen Auftraggebers gegen Forderun-
gen des Auftragnehmers an den Auftraggeber aufgerechnet werden. 
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§ 13 

Kündigung durch den Auftraggeber 

13.1. Der Auftraggeber kann bis zur Vollendung der beauftragten Leistung jederzeit den Vertrag 
kündigen.  

13.2. Kündigt der Auftraggeber aus einem Grund, den der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, 
so ist der Auftragnehmer berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu verlangen. Er muss sich 
jedoch anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags an Kosten erspart oder 
durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft und seines Unternehmens / Büros er-
wirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt (§§ 648 BGB).  

Die ersparten Aufwendungen für die nicht erbrachten, vertraglichen Leistungen werden für  

- die Leistungen Entwurfsunterlage, Ausführungsplanung sowie Vorbereitung und Mitwir-
kung bei der Vergabe auf 40 v.H. der vereinbarten Vergütung,  

- die Leistungen Objektüberwachung / Bauüberwachung/ Dokumentation, Überwachung 
der Ausführung beziehungsweise der Bauoberleitung und örtlichen Bauüberwachung auf 
60 v.H. der vereinbarten Vergütung festgelegt,  

- die Leistungen Objektbetreuung auf 90 v.H. der vereinbarten Vergütung festgelegt,  

es sei denn, es werden geringere oder höhere ersparte Aufwendungen oder sonstige vergü-
tungsmindernde Umstände von einer Vertragspartei nachgewiesen.  

13.3. Kündigt der Auftraggeber aus einem Grund, den der Auftragnehmer zu vertreten hat, hat der 
Auftragnehmer nur Anspruch auf Vergütung der bis zur Kündigung vertragsgemäß erbrach-
ten Leistungen.  

Der Auftragnehmer hat insbesondere die Kündigung zu vertreten, wenn er  

- die vertraglichen Ziele (die Quantitäts- und Qualitätsziele, die Kostenziele, insbesondere 
die Kostenobergrenze, die Termine / Vertragsfristen) nicht einhält, es sei denn, ihn trifft 
kein Verschulden 

- erkannt hat, dass die Einhaltung der Vertragsziele gefährdet ist, den Auftraggeber jedoch 
darüber nicht unverzüglich unterrichtet hat, es sei denn, ihn trifft kein Verschulden 

- seine Tätigkeit nicht rechtzeitig aufnimmt, sein gegebenenfalls vorzuhaltendes Baubüro 
nicht ordnungsgemäß personell und/oder sächlich ausgestattet vorhält,  

- mit seiner Leistungserbringung in Verzug gerät (Schuldnerverzug),  

- ohne vorher eingeholte Zustimmung des Auftraggebers Leistungen von Dritten (Nachun-
ternehmern) oder von Mitarbeitern seines Unternehmens / Büros ausführen lässt, die 
nicht im gemeinsam abgestimmten Mitarbeiterverzeichnis zum Vertrag aufgeführt sind,  

- wiederholt und erheblich gegen die ihm obliegenden vertraglichen Haupt- und Neben-
pflichten verstößt und  

die vom Auftraggeber gesetzte angemessene Frist mit Kündigungsandrohung zur Einhal-
tung, Nachholung oder Nacherfüllung seiner Verpflichtungen fruchtlos hat verstreichen las-
sen.  

13.4. Der Auftraggeber kann auch kündigen, wenn der Auftragnehmer seine Zahlungen einstellt 
oder das Insolvenzverfahren beziehungsweise ein vergleichbares gesetzliches Verfahren 
beantragt oder ein solches Verfahren eröffnet wird oder dessen Eröffnung mangels Masse 
abgelehnt wird. Der Auftragnehmer hat dann nur Anspruch auf Vergütung der bis zur Kündi-
gung vertragsgemäß erbrachten Leistungen.  
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13.5. Die Kündigung des Vertrages kann auf einen abgrenzbaren Teil der vertraglichen Leistung 
beschränkt werden. Das gilt auch für innerhalb der einzelnen beauftragten Leistungsstufe zu 
erbringende Einzelleistungen.  

Nach Kündigung des Vertrages oder eines Teils davon ist der Auftraggeber berechtigt, die 
bisher erbrachten Leistungen des Auftragnehmers für die im Vertrag genannte Baumaß-
nahme zu nutzen und zu ändern.  

Entstehen dem Auftraggeber durch die Kündigung nach § 13 Nummern 13.3. oder 13.4 zu-
sätzliche Kosten oder Aufwendungen, z.B. durch Verzögerung der Projektrealisierung oder 
Weiterbeauftragung an einen Dritten, gehen sie zu Lasten des Auftragnehmers.  

13.6. Die Fristsetzung mit Kündigungsandrohung sowie die Kündigung sind innerhalb einer ange-
messenen Frist, nach Kenntniserlangung des Kündigungsgrundes schriftlich zu erklären.  

Bei Kündigung nach § 13 Nummern 13.3 oder 13.4 sind die Kündigungsgründe in kurzer, 
nachvollziehbarer Weise im Kündigungsschreiben darzulegen.  

13.7. Der Auftragnehmer kann die Feststellung und Abnahme seiner bis zur Kündigung erbrachten 
Leistungen alsbald nach der Kündigung verlangen; er hat danach unverzüglich eine prüffä-
hige Rechnung über seine ausgeführten Leistungen vorzulegen. 

13.8. Ein Sonderkündigungsrecht steht dem Auftraggeber innerhalb von zwei Wochen nach Vor-
lage von Unterlagen gemäß § 650p Absatz 2 zu. Der Auftragnehmer ist berechtigt, die Ver-
gütung zu verlangen, die auf die bis zur Kündigung erbrachten Leistungen entfällt.  

Die Ansprüche der Vertragsparteien aus §§ 4, 5, 6, 14, 15, 16 und 18 bleiben unberührt. 

§ 14 

Kündigung durch den Auftragnehmer 

14.1. Bei stufenweiser Beauftragung kann der Auftragnehmer den Vertrag innerhalb einer Frist 
von einem Monat kündigen, wenn der Auftraggeber die Leistungen für die jeweils folgende 
Stufe erst nach Ablauf von 24 Monaten nach Erfüllung der Leistungen der vorangegangenen 
Stufe beauftragt. Hieraus erwachsen keiner Vertragspartei Schadensersatz-, Entschädi-
gungs- oder Vergütungsansprüche; die Ansprüche aus den bis dahin erbrachten Leistungen 
bleiben unberührt.  

14.2. Im Übrigen kann der Auftragnehmer den Vertrag nur aus wichtigem Grund kündigen. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere vor wenn der Auftraggeber 

14.3. eine ihm obliegende Handlung unterlässt und dadurch den Auftragnehmer außerstande 
setzt, die Leistung auszuführen (Annahmeverzug nach §§ 293 ff BGB),  

14.4. eine fällige Zahlung nicht leistet oder sonst in Schuldnerverzug gerät. 14.2.1  Die Kündi-
gung ist erst zulässig, wenn eine vom Auftragnehmer gesetzte angemessene Frist zur 
Nacherfüllung erfolglos verstrichen ist und in der Fristsetzung mit Aufforderung zur Nacher-
füllung erklärt worden ist, dass der Vertrag nach fruchtlosem Verlauf gekündigt werde.  

14.5. Die Fristsetzung mit Kündigungsandrohung sowie die Kündigung sind schriftlich zu erklären. 
Die Kündigungsgründe sind in kurzer, nachvollziehbarer Weise im Kündigungsschreiben 
darzulegen; enthält die Kündigung keine Kündigungsgründe, ist die Kündigung unwirksam.  

14.6. Die bis zur Kündigung erbrachten vertraglichen Leistungen sind nach den vertraglich verein-
barten Vergütungsregelungen abzurechnen.  

14.7. Für die ersparten Aufwendungen für die nicht erbrachten, vertraglichen Leistungen gilt § 13 
Nummer 13.2., 2. Absatz entsprechend.  
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14.8. Ein Sonderkündigungsrecht steht dem Auftragnehmer nach Vorlage von Unterlagen gemäß 
§ 650p Absatz 2 BGB zu, wenn der Auftraggeber nach angemessener Fristsetzung die Zu-
stimmung zu den Planungsgrundlagen verweigert oder innerhalb der gesetzten Frist keine 
Erklärung abgibt. Der Auftragnehmer ist berechtigt, die Vergütung zu verlangen, die auf die 
bis zur Kündigung erbrachten Leistungen entfällt.  

14.9. Die Ansprüche der Vertragsparteien aus §§ 4, 5, 6, 13, 15, 16 und 18 bleiben unberührt. 

§ 15 

Haftung und Verjährung 

15.1. Die Rechte des Auftraggebers aus Pflichtverletzungen des Auftragnehmers wie Mängel- und 
Schadensersatzansprüche richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 

15.2. Die Verjährungsfrist von fünf Jahren für die Ansprüche des Auftraggebers beginnt mit Ab-
nahme der Leistungen gemäß § 9. 

§ 16 

Haftpflichtversicherung 

16.1. Der Auftragnehmer muss eine Berufshaftpflichtversicherung während der gesamten Ver-
tragszeit unterhalten und nachweisen. Er hat zu gewährleisten, dass zur Deckung eines 
Schadens aus dem Vertrag Versicherungsschutz in Höhe der im Vertrag genannten De-
ckungssummen besteht. Bei Arbeitsgemeinschaften muss Versicherungsschutz für alle Mit-
glieder bestehen. 

16.2. Der Auftragnehmer hat vor dem Nachweis des Versicherungsschutzes keinen Anspruch auf 
Leistungen des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann Zahlungen vom Nachweis des Fort-
bestehens des Versicherungsschutzes abhängig machen. 

16.3. Der Auftragnehmer ist zur unverzüglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit 
Deckung in der vereinbarten Höhe nicht mehr besteht. Er ist in diesem Fall verpflichtet, un-
verzüglich durch Abschluss eines neuen Versicherungsvertrages Deckung in der vereinbar-
ten Höhe für die gesamte Vertragszeit nachzuholen, zu  gewährleisten und nachzuweisen. 

§ 17 

Erfüllungsort, Streitigkeiten, Gerichtsstand 

17.1. Erfüllungsort für die Leistungen des Auftragnehmers ist die Baustelle, soweit die Leistungen 
dort zu erbringen sind, im Übrigen der Sitz des Auftraggebers. 

17.2. Bei Streitigkeiten aus dem Vertrag soll der Auftragnehmer zunächst die Fachaufsicht führen-
de Stelle des Auftraggebers anrufen. Streitigkeiten berechtigen den Auftragnehmer nicht, die 
Arbeiten einzustellen. 

17.3. Soweit die Voraussetzungen gemäß § 38 der Zivilprozessordnung (ZPO) vorliegen, richtet 
sich der Gerichtsstand für Streitigkeiten nach dem Sitz der für die Prozessvertretung des 
Auftraggebers zuständigen Stelle. 
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§ 18 

Arbeitsgemeinschaft 

18.1. Sofern eine Arbeitsgemeinschaft Auftragnehmer ist, übernimmt das mit der Vertretung be-
auftragte, im Vertrag genannte Mitglied die Federführung. 

18.2. Es vertritt alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft dem Auftraggeber gegenüber. Beschrän-
kungen seiner Vertretungsbefugnis, die sich aus dem Arbeitsgemeinschaftsvertrag ergeben, 
sind gegenüber dem Auftraggeber unwirksam. 

18.3. Für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen haftet jedes Mitglied der Ar-
beitsgemeinschaft auch nach deren Auflösung gesamtschuldnerisch. 

18.4. Die Zahlungen werden mit befreiender Wirkung für den Auftraggeber ausschließlich an den 
im Vertrag genannten Vertreter der Arbeitsgemeinschaft oder nach dessen schriftlicher Wei-
sung geleistet. Dies gilt auch nach Auflösung der Arbeitsgemeinschaft. 

§ 19 

Anwendbares Recht, Schriftform, Sprache 

19.1. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.  

19.2. Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform.  

19.3. Für die Durchführung des Vertrags gilt ausschließlich die deutsche Sprache. 







 Honorarberechnung  Freianlagen der Gemeinde OS Arnsdorf 06.08.2025

Grundleistungen: Tabellenwert Frei 4

Tabellenwert anrech. Honorarzone 4
anrechenbare Kosten lt. HOAI lt. HOAI interpoliertes vereinbartes

Kosten= 125.000,00 €                      30.999,00 €     Honorar Honorar
135.280,83 €      33.123,84 €     32.742,92 €        

netto 150.000,00 €                      36.166,00 €     (100%)

HOAI vereinbart vereinbart stufenweise
Leist.phase % % in Euro Brutto

1 Grundlagenermittlung 3 3 993,72 €             

2 Vorplanung 10 10 3.312,38 €          13.137,80 €        

3 Entwurfsplanung 16 16 5.299,81 €          

4 Genehmigungsplanung 4 4 1.324,95 €          

5 Ausführungsplanung 25 25 8.280,96 €          13.476,21 €        

6 Vorbereitung der Vergabe 7 6,75 2.235,86 €          

7 Mitwirkung bei der Vergabe 3 2,1 695,60 €             

8 Objektüberwachung 30 30 9.937,15 €          11.943,46 €        

9 Objektbetreuung und Dokum 2 2 662,48 €             796,23 €             
Summe 100 98,85 32.742,91 €        

besondere Leistungen 

keine

Summe 32.742,91 €        

Nebenkosten 1,0 % 327,43 €             

Gesamthonorar netto 33.070,34 €     
+MWSt 6.283,36 €       

Gesamthonorar Brutto 39.353,70 €     39.353,70 €     

Freianlagen



Auswertung Angebote zu Freianlagen Bieter 1 Bieter 2

max Kirchplatz 4 Hauptstraße 22
Bewert. 02625 Bautzen 01454 Radeberg

1 Honorar pkt

1-Grundlst. Vorgabe 90.457,13 €   90.457,13 €           
2-Zu Abschlag -1% -10%
1-Grundlst. 89.552,56 €   81.411,42 €           
3-besondere Lst netto
6.2.1 vorgezogene Kostenberechnung gegliedert nach den DIN 276 bis zur 2. Ebene 150,00 €        950,00 €                
6.8.1 Erstellen eines Bestandsraumbuches Für KG 500 gem. Dokumentationsrichtlinie des150,00 €        1.200,00 €             
6.9.2 Überwachung der Mängelbeseitigung innerhalb der Verjährungsfrist 1.500,00 €     1.372,64 €             

4-Std.satz netto
Auftragnehmer 79,00 €             90,00 €           
Mitarbeiter (Dipl.-Ing., Planer, Techniker, Bauleiter) 69,00 €             70,00 €           
Zeichner / CAD / Schreibkraft / EDV 55,00 €             50,00 €           

Summe Stundenlohn 3.820,00 €     3.800,00 €             

Summe 95.172,56 €   88.734,06 €           
5-NK 1% 951,73 €        3% 2.662,02 €             

Gesamtnetto 96.124,28 €   91.396,08 €           
Gesamtbrutto 114.387,90 € 108.761,33 €         

Mehrkosten 5.626,56 €     
Bewertungspunkte 50% 150 Wertung 142,24 150,00

Gesamtbrutto ohne Std.lohn 109.796,64 € 104.103,67 €         

Punkte Bewertung Punkte Bewertung

2. Arbeitsaufgaben 50%

1.1. Verständnis der Aufgabe 17% 51 3 51 3 51
1.2 planerische Herangehensweise 17% 51 3 51 2 34
1.3 Vorschläge zu Einbindung Nutzer 3% 9 0 0 2 6
2.1 Darstell. Projektorganigramm mit Stellvertreter 5% 15 3 15 3 15
2.2. Erläut. örtliche Präsenz u. Besprechungen 3% 9 3 9 3 9
2.3 Darstellung Zusammenarbeit mit AG 5% 15 3 15 3 15
Bewertungspunkte 50% 50% 150 Wertung 141,00 130,00

Gesamt Bewertung 283,24 280,00

Rang 1 2

Erläuterung zur Bewertung 2. Arbeitsaufgaben:
1.2 planerische Herangehensweise
Konzept von Bieter 2 (Lunze) wurde mit sehr gut bewertet. 1 Punkt Abzug erfolgte aus sicherheitstechnischen Gründen, 
da das Konzept nicht vollumfänglich die Verkehrsbereiche von den Pausenflächen trennt.

1.3 Vorschläge zu Einbindung Nutzer
Bieter 1 hat keine Angaben zum Thema gemacht, 0 P.
Bieter 2 wurde mit 1 P. Abzug bewertet (Erläuterung an Beispielen fehlt)

Bauplanung Bautzen GmbH Lunze Architekten





Bericht zur Angebotsöffnung

Angaben zum Verfahren

Titel: Abbruch Gebäudebestand und Ersatzneubau 2-zügige Oberschule in Arnsdorf -

Objektplanung Freianlagen

Vergabeart: Freihändige Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb VOL/A

Vergabenummer: 22 089 3

Angebotsfrist: 25.03.2022 11:00 Uhr

Angebotsöffnung vom 25.03.2022 11:02 Uhr

Angaben zur Authentifizierung

Swen Marquardt, swen.marquardt@lra-bautzen.de

Anmeldung zur Angebotsöffnung am: 25.03.2022 11:02 Uhr

Marcel Frenzel, vergabe4@lra-bautzen.de

Anmeldung zur Angebotsöffnung am: 25.03.2022 11:02 Uhr

Angaben zur Öffnung der Angebote

Angebot: Lunze Architekten

Eingegangen am: 24.03.2022 14:24 Uhr

Geöffnet am: 25.03.2022 11:02 Uhr von Swen Marquardt

Angebot: Bauplanung Bautzen Bautzen

Eingegangen am: 25.03.2022 08:26 Uhr

Geöffnet am: 25.03.2022 11:03 Uhr von Swen Marquardt

Angebotsöffnung wurde von Swen Marquardt am 25.03.2022 11:04 Uhr beendet.

Dieses Protokoll wurde erstellt am 25.03.2022 11:04 Uhr, von Herr Swen Marquardt.


